
Was das in der DDR gültige Gesetz vom 9.3.1972 besagt, ist von 
meinem Vorredner Dr. Wöstenberg schon zitiert worden. Damit 
empfiehlt das Gesetz den Schwangerschaftsabbruch als Form 
der Geburtenregelung und Familienplanung und stellt ihn ande­
ren Methoden kritiklos gleich. Diese Einstellung widerspricht 
jeglichem humanischem Verständnis vom Wert des menschli­
chen Lebens und dessen Schutz. Deshalb stellt der § 218 der bun­
desdeutschen Rechtsprechung den nicht überzeugend begrün­
deten Schwangerschaftsabbruch unter Strafverfolgung, was 
aber auch nichts bewirkt; denn die Praxis in beiden Teilen 
Deutschlands unterscheidet sich nicht wesentlich. Diese Tatsa­
che unterstreicht das eingangs von mir Gesagte und hat in uns 
die Überzeugung reifen lassen: Es ist notwendig, daß wir zu­
nächst uns über eine Reihe von Grundpositionen Klarheit ver­
schaffen und diese auf breitester Ebene, vor allem mit den davon 
Betroffenen diskutieren.

Das betrifft zunächst den Begriff Leben. Wir bekennen uns zu 
der auch wissenschaftlich fundierten Auffassung - ungeborenes 
Leben ist menschliches Leben von Anfang an. Daraus resultie­
ren zahlreiche Gesichtspunkte zu Fragen der Ethik und Moral. 
Dazu gehören solche Grundaussagen, daß das ungeborene Le­
ben grundsätzlich zu schützen ist. Das setzt eine positive Ein­
stellung der Gesellschaft wie des einzelnen zum Kind und zu des­
sen Rechten voraus. Dabei betrifft das Selbstbestimmungsrecht 
der Frau über ihren eigenen Körper nicht das Kind im Mutter­
leib,

(Beifall bei CDU/DA und CDU)

da es sich hier um ein eigenständiges menschliches Leben han­
delt, das zwar auf besondere Weise vom mütterlichen Organis­
mus abhängig, aber keineswegs eines seiner Organe ist.

Das besagt dann aber auch, daß ein Schwangerschaftsabbruch 
Tötung von menschlichem Leben ist. Er ist damit eine ethisch- 
moralisch nicht vertretbare Form der Geburtenregelung und 
schon gar nicht der Familienplanung. Die Häufigkeit des 
Schwangerschaftsabbruchs in unserem Land weist allerdings 
darauf hin, daß er als solche praktiziert wird.

Schließlich vertreten wir den Standpunkt, daß der Schwer­
punkt der Problematik viel mehr als bisher in das Vorfeld des 
Schwangerschaftsabbruchs zu verlagern ist. Das betrifft zu­
nächst Fragen einer allumfassenden Beratungstätigkeit, insbe­
sondere über die ethisch-moralisch vertretbaren Formen der Ge­
burtenregelung. Einfach ausgedrückt: Warum redet man immer 
davon, wie man das in den Brunnen gefallene Kind wieder her­
ausholt, statt vielmehr darüber, wie man erreicht, daß es gar 
nicht erst in diesen hineinfällt?

Hierher gehört aber auch die Gesamtheit aller Lebensbedin­
gungen, die Arbeits- und Sozialgesetzgebung, Wohnungs-, Frau­
en- und Familienpolitik, die so gestaltet werden müssen, daß sie 
die objektiven Voraussetzungen für eine positive Einstellung 
zur Familie und zum Kind herbeiführen.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich als Fazit ziehen: 
Was ein einheitliches Deutschland in bezug auf den Problem­
kreis „ungeborenes Leben“ aus christlich-demokratischem Ver­
ständnis zunächst braucht, ist ein tiefgründiges Nachdenken 
über den Wert des menschlichen Lebens und dessen Schutz. 
Das ist keine Angelegenheit, die von heute auf morgen zu lei­
sten ist und schon gar nicht in einem Redebeitrag von 5 Minu­
ten.

Es scheint daher ratsam, im Einigungsvertrag festzulegen, 
daß über den Tag der kommenden Einheit hinaus die differenten 
gesetzlichen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch im 
Sinne eines konkurrierenden Rechts auf dem Gebiet der dann 
ehemaligen DDR und der BRD so lange beibehalten werden, bis 
das gesamtdeutsche Parlament nach umfassender Erörterung 
aller damit zusammenhängenden Aspekte die diesbezügliche 
Rechtsposition zu einer Neuformulierung weiterentwickelt hat. 
- Ich danke für die Aufmerksamkeit.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage?

Frau Barbe (SPD):

Herr Dr. Fischer, Sie sprachen von der Beratung, die uns allen 
am Herzen liegt, die wir uns verbessert wünschen in diesem 
Land. Für mich steht jetzt die Frage: Wie soll die Beratung ausse- 
hen? Treten Sie für eine Beratungspflicht der Frauen ein, oder 
soll es ein Beratungsrecht geben, das Eltern, das Mütter anneh­
men können oder auch nicht, wenn sie nicht wollen?

Dr. Fischer (CDU/DA):

Ich möchte mich gern auch der Meinung meines Vorredners 
Dr. Wöstenberg anschließen. Das kann ich nicht zu einer Pflicht 
machen, denn dann haben wir wieder Fremdbestimmung.

Präsidentin Dr. Bergmann Pohl:

Es gibt noch eine Anfrage von der CDU/DA-Fraktion.

Frau Brudlewsky (CDU/DA):

Ich habe nur noch eine Anfrage, die die Gynäkologen betrifft:' 
Kann man für diese Übergangsregelung etwas erfinden oder ein 
Gesetz, ein Übergangsgesetz machen, das regelt, daß die Gynä­
kologen die sich dazu nicht bereit finden, den Abbruch durchzu­
führen, gesetzlich abgesichert werden? Denn in der Vergangen­
heit war es üblich, daß diese Gynäkologen nicht weiterkamen, 
zum Beispiel nicht Chefarzt in den staatlichen Krankenhäusern 
werden konnten.

Dr. Fischer (CDU/DA):

Meines Erachtens ist es auch jetzt schon bei dem geltenden 
Recht möglich, daß ein Arzt aus ethischen Gründen das ableh­
nen kann, zumindest für seine Person.

(Beifall bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Fischer, noch eine letzte Frage?

Frau Zschoche (PDS):

Herr Dr. Fischer, wie stehen Sie zu einer möglichen 
Kostenbeteiligung der Frauen am Schwangerschaftsabbruch?

(Dr. Fischer: Positiv. Ich würde es befürworten.)

Die armen Frauen!

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Fischer. Ich rufe nun Frau Abgeordnete 
Sept-Hubrich von der Fraktion der SPD auf.

Frau Sept-Hubrich für die Fraktion der SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und meine Her­
ren ! Eines ist uns wohl jetzt klar geworden: Keine Frau und kein 
Mann hier im Saal und auch nicht in unserer Fraktion, keiner 
will Schwangerschaftsabbrüche. Alle, wie wir hier sind, wir wol­
len Kinder.
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